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Die Zusammenarbeit der Gerichte und Landwirtschaftsräte 
zur Durchsetzung des LPG“Rechts

Es entspricht dem Charakter unserer gesellschaft­
lichen Verhältnisse und dem Stand der Entwicklung, 
daß sich das sozialistische Recht zunehmend im bewußt 
gesellschaftlichen Handeln der Bürger durchsetzt. Das 
gilt auch für das LPG-Recht. Leitungsorgane und Mit­
glieder gestalten ihre Beziehungen immer mehr auf 
der Grundlage des LPG-Gesetzes, der Musterstatuten, 
der Musterbetriebsordnung, anderer Festlegungen der 
genossenschaflichen Organe und rechtswirksamer Ver­
einbarungen, ohne daß die Gerichte oder andere staat­
liche Organe eingreifen müßten.
Dennoch kommt es in dem komplizierten Entwick­
lungsprozeß der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse in der Landwirtschaft zu Verstößen gegen Rechte 
und berechtigte Interessen der LPG und ihrer Mitglie­
der und damit zu Konfliktsituationen, zu deren Lösung 
sie der Hilfe anderer Organe bedürfen. Handelt es sich 
um Probleme, die unmittelbar die Leitung der land­
wirtschaftlichen Produktion betreffen, so ist es Aufgabe 
des jeweiligen Landwirtschaftsrates, helfend einzugrei­
fen. Betreffen die Schwierigkeiten hingegen nur mittel­
bar die Leitung der landwirtschaftlichen Produktion, 
dann ist die Hilfe anderer Organe, wie z. B. der Land­
wirtschaftsbank oder des Staatlichen Komitees für Er­
fassung und Aufkauf landwirtschaftlicher Produkte, 
erforderlich. Geht es schließlich um die Wahrung und 
Durchsetzung von Vermögensinteressen der LPG im 
Verhältnis zu ihren Mitgliedern und umgekehrt, dann 
sind im allgemeinen die Gerichte für die Sicherung bzw. 
Wiederherstellung der Gesetzlichkeit zuständig.
Wenn es auch keinem staatlichen Organ erlaubt ist, 
sich in die Befugnisse anderer Organe einzumischen, 
so würde es doch den Prinzipien staatlicher Leitungs­
tätigkeit widersprechen, wenn jedes für sich die in seinen 
Zuständigkeitsbereich fallenden Aufgaben lösen wollte.
Dem Wesen unserer gesellschaftlichen Verhältnisse ent­
spricht die einheitliche Staatspolitik, die auf die Durch­
setzung der Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen 
Entwicklung, auf die Lösung der vor der Gesellschaft 
stehenden Hauptaufgaben gerichtet ist. Hierbei hat 
jedes Staatsorgan als Teil der einheitlichen Staats­
gewalt einen optimalen Beitrag zu leisten. Seine Arbeit 
wird danach gemessen, wie es die gesellschaftliche Ent­
wicklung fördert.

Die Aufgaben der Gerichte und die Notwendigkeit 
der Zusammenarbeit mit den Landwirtschaftsräten
Auch die Gerichte müssen mit ihren spezifischen Mit­
teln und Methoden zur weiteren sozialistischen Umge­
staltung der Landwirtschaft beitragen und bei der Er­
ziehung der Genossenschaftsbauern zu sozialistischen

Persönlichkeiten, der Entfaltung ihrer schöpferischen 
Talente und Fähigkeiten und der Sicherung ihrer be­
rechtigten materiellen und kulturellen Lebensbedürf­
nisse aktiv mithelfen. Das setzt voraus, daß die Gerichte 
tief in die Gesetzmäßigkeiten der landwirtschaftlichen 
Entwicklung eindringen, die Hauptaufgaben — ebenso 
wie die Probleme und Schwierigkeiten — kennenlernen 
und konkrete Schlußfolgerungen für ihre spezifische 
Tätigkeit ziehen.
In der zweiten Etappe des neuen ökonomischen Sy­
stems geht es in der Landwirtschaft darum, die Pro­
duktion weiter zu intensivieren, um mehr, besser und 
billiger produzieren zu können. Davon hängt maßgeb­
lich ab, wie es den Werktätigen gelingt, den gesell­
schaftlichen Nutzeffekt der Volkswirtschaft zu erhöhen 
und den Lebensstandard aller Bürger zu heben.1 Dazu 
müssen die Genossenschaften vor allem die Initiative 
ihrer Mitglieder wecken.
Maßgeblichen Einfluß auf die Entfaltung der Initiative 
der Mitglieder und ihre Orientierung auf die Lösung 
der Hauptaufgaben haben die vermögensrechtlichen 
Beziehungen zwischen den LPGs und ihren Mitglie­
dern. Da die Gerichte nach § 28 LPG-Ges. über Rechts­
streitigkeiten dieser Art zu entscheiden haben, kön­
nen sie auf einem wichtigen Gebiet zur Lösung ökono­
mischer Aufgaben in der Landwirtschaft beitragen.
Vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen den LPGs 
und ihren Mitgliedern beruhen oftmals auf den Pro­
duktionsbedingungen der einzelnen Genossenschaft, die 
einer verbindlichen Einflußnahme der Gerichte ent­
zogen sind und in die die Gerichte demzufolge auch nur 
einen bescheidenen Einblick haben. Oftmals ist es aber 
ohne die Erforschung dieser Bedingungen nicht mög­
lich, allseitig die Zusammenhänge der den Rechts­
streitigkeiten zugrunde liegenden Beziehungen zu er­
kennen und die Ursachen der Gesetzesverstöße und die 
sie begünstigenden Bedingungen aufzudecken. Die all­
seitige Berücksichtigung dieser wesentlichen Umstände 
ist aber eine wesentliche Voraussetzung für sachkun­
dige Entscheidungen mit hoher gesellschaftlicher Wirk­
samkeit. Deshalb sind die Gerichte verpflichtet, ver­
trauensvoll und kameradschaftlich mit den staatlichen 
Organen und gesellschaftlichen Kräften zusammenzu­
arbeiten, die ihnen die notwendigen Kenntnisse und 
Erfahrungen vermitteln können. Das sind wegen ihrer 
Funktion als produktionsleitende Organe und ihrer 
operativ anleitenden Tätigkeit vor allem die Landwirt­
schaftsräte.
1 Vgl. W. Ulbricht. Probleme des Perspektivplanes bis 1970 
(Referat auf der 11. Tagung des Zentralkomitees der SED). 
Berlin 1966, S. 17 ff. und 72 ff.
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